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Zu Ihrer Information und Verbleib 
 

 
 
 

 
INFORMATION GEMÄß ARTIKEL 13 UND 14 DER DATENSCHUTZ-
GRUND-VERORDNUNG (DS-GVO) 
- Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) 
 
Der Schutz Ihrer persönlichen Daten hat für das Amt für Ausbildungsförderung des Landkreises 

Sigmaringen einen hohen Stellenwert. Wir informieren Sie hiermit darüber, was personenbezogene 

Daten sind, zu welchem Zweck und auf welcher Rechtsgrundlage die Verarbeitung erfolgt, wie lange 

Ihre Daten gespeichert werden, welche Rechte Sie nach der Datenschutz-Grundverordnung (DS-

GVO) haben und wer die Verantwortlichen für den Datenschutz sind.  

 

Verantwortliche Stelle:     Behördliche Datenschutzbeauftragte: 

Landratsamt Sigmaringen    Landratsamt Sigmaringen 

vertreten durch Landrätin Stefanie Bürkle  Leopoldstraße 4 

Leopoldstraße 4     72488 Sigmaringen 

72488 Sigmaringen     Tel: 07571 102 - 1156 

Tel: 07571 102 – 0     E-Mail: datenschutzbeauftragte@lrasig.de 

 

Zweckbestimmung und Rechtsgrundlage der Datenverarbeitung  

Nachfolgend informieren wir Sie gemäß der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) über die 

Art und Weise und die Hintergründe der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten im Zusam-

menhang mit Ihrer Antragstellung auf eine Förderung durch das Bundesausbildungsförderungsge-

setz (BAföG). 

 

Rechtsgrundlagen für die Datenverarbeitung durch das Amt für Ausbildungsförderung: 

Die zuständige Stelle für die Erhebung der Daten im Rahmen der Beantragung von Ausbildungsför-

derung nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) ist die Behörde, bei der das für den 

Auszubildenden zuständige Amt für Ausbildungsförderung gebildet worden ist. Sie ist Verantwortli-

cher im Sinne des Art. 13 DSGVO. Die Erhebung Ihrer personenbezogenen Daten ist notwendig, 

um über den Förderungsantrag nach dem BAföG entscheiden zu können (Art. 6 Abs. 1 lit. e, Art. 6 

Abs. 3) DS-GVO i.V.m. § 46 Abs. 3 BAföG i. V. m. § 60 Erstes Buch Sozialgesetzbuch). 

 

Die folgenden Hinweise gelten gleichermaßen für Antragstellende nach dem BAföG sowie im Rah-

men der Ausführung des Gesetzes zur Auskunft Verpflichtete wie Ehegatten, Lebenspartner und 

Eltern. 

 

1. Kategorien personenbezogener Daten  

Folgende Kategorien personenbezogener Daten können durch die Betreuungsbehörde im 

Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben verarbeitet werden:  

 

2. Grunddaten zur Person  

Nachname, Vornamen, Geburtsdatum, Anschrift, Geburtsname, Nationalität, Familien-

stand, Geschlecht, Telefonnummer, E-Mailadresse 
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3. Weitere mögliche Kategorien personenbezogener Daten  

☐   Angaben zur Einkommens- und Vermögenssituation  

☐   Angaben zur rechtlichen Betreuung /Bevollmächtigte  

☐   Art und Bezug von Sozialleistungen  

☐   Angaben über familiäre und soziale Situation  

☐   ___________________________________ 

 

4. Empfänger der personenbezogenen Daten  

lhre personenbezogenen Daten können folgendermaßen weiterverarbeitet und an andere zu-

ständige Stellen übermittelt werden: 

 

 Die im Rahmen des Antrags gemachten Angaben zu Ihrem Einkommen sowie zum Einkom-

men Ihres Ehegatten/Ihrer Ehegattin oder Ihres Lebenspartners/Ihrer Lebenspartnerin und 

ggf. zum Einkommen Ihrer Eltern können beim zuständigen Sozialleistungsträger, beim Fi-

nanzamt und bei dem jeweiligen Arbeitgeber sowie durch eine Kontenabfrage nach § 93 Abs. 

8 Abgabenordnung (AO) beim Bundeszentralamt für Steuern überprüft werden. 

 

 Die im Rahmen des Antrags gemachten Angaben zu Ihrem Vermögen können durch einen 

Datenabgleich (§ 41 Abs. 4 BAföG i. V. m. § 45d EStG) und durch eine Kontenabfrage nach 

§ 93 Abs. 8 Abgabenordnung (AO) beim Bundeszentralamt für Steuern überprüft werden, 

wenn die Voraussetzungen hierfür vorliegen. 

 

 Die geleisteten Darlehen einschließlich der zugehörigen personenbezogenen Daten werden 

von den Ämtern für Ausbildungsförderung zum Zweck des Darlehenseinzugs dem Bundes-

verwaltungsamt (BVA) übermittelt (§ 9 Darlehensverordnung i. V. m. § 18 Abs. 6 und § 39 

Abs. 2 BAföG). 

 

 Im Fall der Inanspruchnahme von Ausbildungsförderung in Form eines verzinslichen Bank-

darlehens der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) nach § 18c BAföG übermittelt das zu-

ständige Amt für Ausbildungsförderung die Auszahlungsdaten der KfW (§ 41 Abs.2 BAföG). 

Die für die Darlehensrückzahlung erforderlichen Daten werden zwischen der KfW und dem 

Bundesverwaltungsamt (BVA) ausgetauscht (§18c Abs. 7 BAföG). 

 

 lhre Daten, insbesondere Ihre Adressdaten bzw. Kontoinformationen, werden zur kassen-

mäßigen Abwicklung der Leistungen (z.B. Auszahlung der Gelder) an die zuständige Lan-

deskasse und von dieser an Kreditinstitute (z.B. kontoführende Bank des Auszubildenden) 

weitergegeben (Landesdatenschutzgesetze). 

 

 Im Falle einer nicht beglichenen Forderung gegen Sie, werden Ihre personenbezogenen Da-

ten an die in den Ländern zuständigen Vollstreckungsbehörden, z.B. dem Wohnsitzfinanz-

amt, nach den jeweiligen Landesvollstreckungsgesetzen weitergegeben. Dies ist möglich, 

wenn Sie zum Beispiel eine Überzahlung erhalten haben, die vom Amt für Ausbildungsför-

derung zurückgefordert, von lhnen aber nicht bezahlt wird. 

 

 Zur Ausübung der Fach- und Rechtsaufsicht durch die entsprechenden Landesbehörden 

können Ihre Daten an diese Behörden weitergegeben werden (Landesdatenschutzgesetze). 
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Dies gilt ebenso im Falle von Prüfungen durch den jeweiligen Landes- oder den Bundesrech-

nungshof (Landeshaushaltsordnungen, Bundeshaushaltsordnung). 

 

 Die Daten zum Bezug des Kranken- und Pflegeversicherungszuschlags werden im Rahmen 

des Meldeverfahrens nach § 10 Abs. 4b EStG an die Zentrale Zulagenstelle für Altersvermö-

gen der deutschen Rentenversicherung (ZfA) weitergegeben. 

 

 Im Rahmen der BAföG-Antragsbearbeitung können auch Rentenstellen zum Einkommen be-

fragt und lhre Daten an das zuständige Jobcenter/an die zuständige Agentur für Arbeit 

(ARGE) weitergegeben werden (§ 47 Abs. 5 BAföG). 

 

 Die Angaben zum Einkommen eines Elternteils, des Ehegatten oder Lebenspartners von 

Antragstellenden werden dem Auszubildenden im Bewilligungsbescheid (Bescheid über 

Ausbildungsförderung) mitgeteilt. Elternteile, Ehegatten oder Lebenspartner des Auszubil-

denden können der Weitergabe dieser Daten an den Auszubildenden mit Ausnahme des 

Betrages des angerechneten Einkommens unter Angabe von Gründen widersprechen (§ 50 

Abs. 2 S. 3 BAföG). 

 

5. Folgen bei Nichtbereitstellung der Daten durch die betroffene Person  

Ist für die Bereitstellung der Daten nach Art.13 Abs. 2 lit. c DS-GVO Ihre Einwilligung erforderlich 

und Sie willigen nicht in die Bereitstellung ein, so kann das Amt für Ausbildungsförderung Ihren 

Anspruch auf BAföG nicht prüfen. Dies hat zur Folge, dass über den Antrag nicht abschließend 

entschieden werden und infolgedessen auch keine Förderung nach dem BAföG erfolgen kann. 

 

6. Dauer der Speicherung 

lhre Daten werden nach der Erhebung und ggf. Weiterleitung bei der jeweiligen Behörde so lange 

gespeichert, wie dies unter Beachtung der gesetzlichen Aufbewahrungsbestimmungen des Bun-

des und der Länder für die jeweilige Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Die Speicherdauer kann 

dann bis zu sechs Jahre nach der letzten Rückzahlung des BAföG-Darlehensanteiles betragen, 

bevor die Daten endgültig gelöscht werden. 

 

7. Betroffenenrechte 

Jede von einer Datenverarbeitung betroffene Person hat nach der DS-GVO insbesondere fol-

gende Rechte:  

 

 Recht auf Auskunft über die zur eigenen Person gespeicherten Daten und deren Verarbei-

tung  

(Art. 15)  

 Recht auf Berichtigung unrichtiger Daten (Art. 16)  

 Recht auf Löschung oder Einschränkung der Datenverarbeitung (Art. 17 und 18)  

 Recht auf Widerspruch gegen die Datenverarbeitung wegen besonderer Umstände (Art. 21)  

 Recht auf Datenübertragbarkeit bei Einsatz von automatisierten Verfahren (Art. 20)  

 

 

8. Widerrufsrecht bei Einwilligungen 
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Sie haben nach Art. 7 Abs. 3 DS-GVO das Recht, aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen 

Situation ergeben, jederzeit der Verarbeitung der Sie betreffenden Daten zu widersprechen. Al-

lerdings kann dem nicht nachgekommen werden, wenn an der Verarbeitung ein überwiegendes 

öffentliches Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift das Amt zur Verarbeitung verpflichtet 

(bspw. Durchführung des Leistungsverfahrens). 

 

9. Beschwerderecht 

Jede betroffene Person hat das Recht auf Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde, wenn sie der 

Ansicht ist, dass ihre personenbezogenen Daten rechtswidrig verarbeitet werden.  

 

Aufsichtsbehörde:  

Landesbeauftragter für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Baden-Württemberg  

Heilbronner Straße 35 

70191 Stuttgart 

Tel: 0711/ 615541 -0 

E-Mail: poststelle@lfdi.bwl.de  

 

 

 


